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Anfrage vom 17. Oktober 2018 
 
 
Sehr geehrter Herr Schemmel,  
 
von der SPD-Fraktion wurde im Namen des damaligen Vorsitzenden Herrn Schwerd eine 
Anfrage zum Stiftungsmodell der Sparkassen an mich gerichtet, die ich Ihnen nachfolgend 
beantworte: 
 
Frage: Steht das praktizierte Modell im Altenburger Land der finanziellen 
Ausstattung von Stiftungen durch die Sparkasse Altenburger Land rechtlich mit § 
21 ThürSpkG im Einklang? 
 
Eine finanzielle Ausstattung von Stiftungen durch die Sparkasse Altenburger Land ist 
rechtlich mit § 21 ThürSpkG vereinbar. 
 
Nach § 21 Satz 1 und 2 ThürSpkG kann der Verwaltungsrat auf Vorschlag des Vorstandes 
beschließen, dass der nicht der Rücklage zuzuführende Betrag an den Träger für 
gemeinnützige Zwecke abgeführt wird. 
Die derzeitige Fassung des § 21 ThürSpkG wurde mit dem 2. Gesetz zur Änderung des 
Sparkassengesetzes (GVBl. 2007, Seite 166/167) eingeführt. Sie dient nach der 
Gesetzesbegründung der Stärkung des Verwaltungsrates bei der Entscheidung über die 
Verwendung des Jahresüberschusses (vgl. Landtagsdrucksache 4/3141 Seite 8 Nr.7). 
Nach der Regelung bewerten Vorstand und Verwaltungsrat, ob und inwieweit der 
Jahresüberschuss für die Ausschüttung zur Verfügung steht.  
Nach einer Ausschüttung obliegt dann die Entscheidung über die konkrete Verwendung 
des Überschusses der Vertretungskörperschaft des Trägers, dem Kreistag (vgl. Antwort 
der Landesregierung auf eine  Anfrage der Abgeordneten Taubert, Landtagsdrucksache 
4/4441 vom 12.09.2008). 
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Freigebigkeitsleistungen wie Spenden oder Zustiftungen sind im Ergebnis eine Frage der 
Geschäftspolitik der Sparkasse. Für diese Entscheidung  sind die Organe der Sparkasse, 
Vorstand und Verwaltungsrat, zuständig (vgl. Antworten der Landesregierung zu Anfragen 
des Abgeordneten Kuschel Drucksache 4/3245 vom 06.08.2007 und Drucksache 5/2293 
vom 15.02.2011).  
Die Sparkasse als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts hat einen wesentlich 
höherer Verselbständigungsgrad als kreiseigene Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung. Die Sparkasse unterliegt in ihrer Geschäftsführung und Verwaltung nach § 24 
Thür. SpkG der Staatsaufsicht des Thüringer Finanzministeriums und nicht dem 
Beteiligungscontrolling des Landkreises. 
Die formalisierte Organisationsstruktur nach dem Thür. Sparkassengesetz lässt eine 
unmittelbare Gestaltung und Einflussnahme der Kommune  bei der Aufgabenerfüllung 
nicht zu. Der Vorstand hat eine herausgehobene Stellung; die Mitglieder des 
Verwaltungsrates sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden, § 8 Abs.2 Satz 1 
ThürSpkG.  
 
 
 
Frage: Wie kann für den Fall der Rechtmäßigkeit des bisherigen Vorgehens die 
bessere politische Beteiligung des Kreistages an der Mittelverwendung durch die 
Stiftungen sichergestellt werden? 
 
Es handelt sich bei den Beteiligten - dem Landkreis, der Sparkasse und der jeweiligen 
Stiftung (Sparkassenstiftung und Bürgerstiftung) - um eigenständige juristische Personen. 
Auf das Verhältnis sowie die Abgrenzung zwischen dem Landkreis und der Sparkasse 
wurde oben eingegangen. Darauf wird verwiesen. 
Die Stiftungen selbst sind rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts nach § 80 
BGB. Zwischen dem Landkreis und den Stiftungen bestehen keine rechtlichen 
Beziehungen. 
Die Sparkasse war Stifterin des jeweiligen Stiftungsvermögens. Mit der Anerkennung 
durch die Stiftungsbehörde ist die jeweilige Stiftung  als juristische Person im 
Rechtsverkehr handlungsfähig und grundsätzlich der Disposition der Stifterin entzogen. 
Bei einer Satzungsänderung ist beispielsweise der Stifter lediglich anzuhören, § 9 Abs.2 
Thür. Stiftungsgesetz. Die Organe der jeweiligen Stiftung handeln und entscheiden 
ausschließlich nach den Regularien der Stiftungssatzung, insbesondere dem darin 
festgelegten Stiftungszweck. 
Eine rechtliche Durchgriffsmöglichkeit, selbst bei bestehender Personenidentität, besteht 
für den Landkreis nicht. 
 
 
 
Ist zum Beispiel eine politische Besetzung eines Lenkungsbeirates in die Stiftung 
durch Entsendung eines(r) Vertreters(in) der Fraktionen im Kreistag zur Begleitung 
der Entscheidung des Stiftungsrates vor der jeweiligen Zuwendung denkbar? 
 
Die Gründung und Gestaltung  z. B. eines Lenkungsbeirats in einer Stiftung liegt nicht in 
der Entscheidungskompetenz des Landkreises. 
Für die Bildung eines solchen weiteren Organs in einer Stiftung wäre eine Änderung der 
Stiftungsatzung erforderlich. Nach den Satzungen der o. g. Stiftungen ist eine Änderung 
möglich. Diese regelt aber keine materiellen Voraussetzungen, sondern lediglich die 
Zuständigkeit für die Beschlussfassung im Falle einer Satzungsänderung. 
 
 
 



 
 
Die Änderung einer Stiftungsatzung ist nur unter engen gesetzlichen Voraussetzungen 
möglich, siehe § 9 Thür. Stiftungsgesetz, § 87 BGB. Da es jeweils eine Frage des 
konkreten Einzelfalls ist, kann nachfolgend nur abstrakt auf die Rechtslage hingewiesen 
werden: 
Die Stiftungsbehörde muss die Satzungsänderung genehmigen, § 9 Abs. 3 Thür. 
Stiftungsgesetz. 
Die nach den Satzungen erforderlichen qualifizierten Mehrheiten der jeweiligen 
Stiftungsorgane müssen vorliegen.    
 
Eine weitere Voraussetzung für eine organisatorische/strukturelle Änderung durch die 
Stiftungsorgane wäre, dass sich die Verhältnisse seit der Errichtung der Stiftung 
wesentlich geändert haben. Grundsätzlich wird hier ein an § 87 BGB ausgerichteter 
Erheblichkeitsmaßstab anzulegen sein. Dabei dürfen die von der Stifterin vorgegebenen 
Struktur- und Organisationsformen nur im Rahmen des Notwendigen verlassen werden 
(vgl. Landtagsdrucksache 4/3949 Seite 33).  
 
 
 
Wenn ja, wie kann die tatsächliche Mittelverwendung der Stiftung nach Vorschlag 
eines Lenkungsbeirates sichergestellt werden?  
 
Siehe Antwort zur vorhergehenden Frage 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Uwe Melzer 
Landrat 
 
 


